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Stadt Biesenthal

Wahlbekanntmachung
für die Wahl

der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal,
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Biesenthal,

des Ortsbeirates des Ortsteiles Danewitz
  am 28. September 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2  und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahl-
verordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der
landesweiten Kommunalwahlen 2008 vom 4. Februar 2008 finden
die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Stadtverordnetenversammung der Stadt Biesenthal,
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Biesenthal,
– des Ortsbeirates des Ortsteiles Danewitz
am Sonntag, den 28. September 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Biesenthal
am Sonntag, den 12. Oktober 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf,
die  Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig ein-
zureichen.

Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Biesenthal

1. Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten
Es sind insgesamt   18      Stadtverordnete zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal hat durch
Beschluss für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.
Wahlkreis 1
Stadt Biesenthal mit 5.486  EW

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1. Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen.
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung
beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt ei-
nen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden.
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 21. August 2008, 12 Uhr

bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-
Barnim,

Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro – Raum 205, 1. Etage schriftlich eingereicht wer-
den.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen,
ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal Barnim
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21.
August 2008, 12.00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter
dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von
dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe, Listenvereinigung
bzw. ein Einzelbewerber kann nur jeweils einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu §
32 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen ent-
halten:

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-
keit, den Tag der Geburt, den  Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen
übereinstimmen, den diese im Land führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwa-
ige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnungen ent-
halten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen-
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnungen verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Partei-
en, politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf nur die unter
Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen Bewerber enthalten.
Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf jedoch höchstens
27 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch ein
Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende
Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.
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6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss von diesem unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Biesenthal benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung zur Auf-

stellung der Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt
worden sein (siehe Nummer 8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag
schriftlich zustimmen.
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32
Abs. 5 Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat der Bewerber in der Zu-
stimmungserklärung zudem seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten fer-
ner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
Gemäß § 11 Abs.1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im
Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn
er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich von Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern), die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster der Anlage 8a
zu § 32 Abs. 5, Nr. 2 BbgKWahlV einzureichen, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur er-
klärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zu-
sätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 8c zu § 32 Abs. 5 Nr. 3 BbgKWahlV über ihre Staatsange-
hörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunfts-
mitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer  Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerber und ihre Reihenfolge auch
durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Barnim wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der
zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhänger der Wählergruppe (Anhängerversamm-
lung) in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu beson-
ders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).
Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich or-
ganisierte Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänger oder Dele-
gierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen
Vereinigung oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer ist für die geheime Wahl der
Bewerber und der Delegierten für die Delegiertenversammlung
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben,
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit
vorzustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei
Mitglieder, Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteili-
gen.
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8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegiertenversammlung ist
eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs. 5
Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen
ist.
Aus der Niederschrift müssen die Art, der Ort und die Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen
Mitglieder, Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der ge-
heimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von der Versammlung bestimmte Teilneh-
mer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen Mindest-
anforderungen an eine demokratische Kandidatenaufstellung
gemäß § 33 Abs. 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 7. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 16. Deutschen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Stadtverordneten-
versammlung Biesenthal durch mindestens einen Stadtverordne-
ten seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder
in der Stadtverordnetenversammlung Biesenthal durch mindestens
einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbrochen ver-
treten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am 7. März 2008
aufgrund eines  Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises
Barnim oder in der Stadtverordnetenversammlung Biesenthal ver-
treten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.5 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Stadt-
verordnetenversammlung Biesenthal, so ist auch die Partei, poli-
tische Vereinigung oder Wählergruppe, für die er bei der Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung Biesenthal antritt, von dem Erfor-
dernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er aufgrund
eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder
Wählergruppe zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Stadt
Biesenthal gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischern Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages
mindestens 10 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet
wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage (Frau Haase)
zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem ehrenamtli-
chen Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder einen anderen
zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Unter-
schriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind bei der Wahlbehörde Amt
Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal spätestens
bis zum Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr vorzule-
gen.

Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von
mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagträgers sofort bei der

Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205
aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereini-
gung, Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerber und ihre Reihenfolge ge-
mäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerber und
ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listen-
vereinigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist die Bezeich-
nung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerber und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag
für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Biesenthal unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr
als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr
für diese Wahl geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 entfällt

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch die
Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Ge-
burt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum
der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person
hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
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Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behin-
derung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer Behinderung nicht
in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die
Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einem Beauftrag-
ten der Wahlbehörde ersetzen.
Der Antrag kann bis Montag, den 18. August 2008, 16.00
Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner, die
die Unterstützungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder
ausgegebenen Unterschriftenlisten leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlbe-
rechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August 2008, 12.00 Uhr
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
ber beziehen, nicht mehr behoben werden und fehlende Unter-
stützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1 BbgKWahlG) besei-
tigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf  § 37 BbgKWahlG und §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt
Biesenthal

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10
und 11 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt
Biesenthal gelten für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeis-
ters der Stadt Biesenthal mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des eh-
renamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Abs. 5 BbgKWahlG befreit ist,

sind mindestens 36 Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1
bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Danewitz

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1
bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Biesenthal gelten für die Wahl zum Ortsbeirat  des Ortsteils
Danewitz mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Danewitz ist
das Gebiet dieses Ortsteils.
Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt 3   Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf höchstens  4  Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Danewitz ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Stadt Biesenthal wahlberechtigten Mitglieder der Partei,
politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Delegierte
können auch die Bewerber und ihre Reihenfolge für die Wahl zum
Ortsbeirat des Ortsteiles Danewitz  bestimmen, sofern die Anzahl
der im Ortsteil Danewitz wahlberechtigten Mitglieder der Partei,
politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung
einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst
die Anzahl der in der Stadt Biesenthal wahlberechtigten Mitglie-
der nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung aus-
reicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 8.2 entspre-
chend.

6. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

III Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert
werden.

Biesenthal, 12.06.2008

gez. Güpner
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-Barnim
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Gemeinde Breydin

Wahlbekanntmachung
für die Wahl

der Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin,
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Breydin,

des Ortsvorstehers des Ortsteiles Trampe,
des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tuchen-Klobbicke

     am 28. September 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2 und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahl-
verordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der
landesweiten Kommunalwahlen 2008
vom 4. Februar 2008 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin,
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Breydin,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tuchen-Klobbicke,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Trampe
am Sonntag, den 28. September 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Breydin,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Trampe,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tuchen-Klobbicke
am Sonntag, den 12. Oktober 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf,
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig ein-
zureichen.

Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin hat durch Beschluss
für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.
Wahlkreis 1
Gemeinde Breydin mit 844 EW

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1. Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen.
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung
beteiligen; die Beteiligungan einer Listenvereinigung schließt einen
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden.
Sie müssen spätestens  bis zum

Donnerstag, den 21. August 2008, 12 Uhr
bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-
Barnim,

Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage schriftlich eingereicht wer-
den.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen,
ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal Barnim
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller  am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21.
August 2008, 12.00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter
dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von
dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe, Listenvereinigung
bzw. ein Einzelbewerber kann nur jeweils einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu §
32 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen ent-
halten:

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-
keit, den Tag der Geburt, den  Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen
übereinstimmen, den diese im Land führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwa-
ige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnungen ent-
halten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen-
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnungen verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Partei-
en, politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf nur die unter
Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen Bewerber enthalten.
Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf jedoch höchstens
15 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch ein
Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nicht anderes be-
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stimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende
Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss von diesem unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl zur
Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin benannt sein. Der
Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu
dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung zur Auf-

stellung der Bewerber  gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt
worden sein (siehe Nummer 8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag
schriftlich zustimmen.
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32
Abs. 5 Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat der Bewerber in der Zu-
stimmungserklärung zudem seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten fer-
ner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
Gemäß § 11 Abs.1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im
Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn
er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern), die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster der Anlage 8a
zu § 32 Abs. 5, Nr. 2 BbgKWahlV einzureichen, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur er-
klärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zu-
sätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 8c zu § 32 Abs. 5 Nr. 3 BbgKWahlV über ihre Staatsange-
hörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunfts-
mitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerber und ihre Reihenfolge auch
durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Barnim wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der
zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhänger der Wählergruppe (Anhängerversamm-
lung) in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu beson-
ders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Aus-
führungen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisier-
te Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänger oder Dele-
gierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen
Vereinigung oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer ist für die geheime Wahl der
Bewerber und der Delegierten für die Delegiertenversammlung
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben,
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit
vorzustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei
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Mitglieder, Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteili-
gen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegiertenversammlung ist
eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs. 5
Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen
ist. Aus der Niederschrift müssen die Art, der Ort und die Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschiene-
nen Mitglieder, Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben der Leiter der Ver-
sammlung und zwei von der Versammlungbestimmte Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Kandidatenauf-
stellung gemäß § 33 Abs. 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 7. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 16. Deutschen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung
Breydin durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letz-
ten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder
in der Gemeindevertretung Breydin durch mindestens einen
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am 7. März 2008
aufgrund eines  Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises
Barnim oder in der Gemeindevertretung Breydin vertreten sind,
sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.5 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Breydin, so ist auch die Partei, politische Vereini-
gung oder Wählergruppe, für die er bei der Wahl zur Gemeindever-
tretung Breydin antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit, wenn er aufgrund eines Wahlvorschlages
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe zum eh-
renamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Breydin gewählt wor-
den ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischern Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet
wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal
Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage (Frau Haase)
zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem ehrenamtli-
chen Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder einen anderen
zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Unter-
schriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind bei der Wahlbehörde Amt
Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal spätestens
bis zum Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr vorzule-
gen.

Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von
mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagträgers sofort bei der

Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205 aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereini-
gung, Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerber und ihre Reihenfolge ge-
mäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerber und
ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listen-
vereinigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist die Bezeich-
nung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle  ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerber und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 entfällt

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch die
Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Ge-
burt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum
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der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person
hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behin-
derung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusu-
chen, kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen.
Der Antrag kann bis Montag, den 18. August 2008, 16.00
Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner, die
die Unterstützungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder
ausgegebenen Unterschriftenlisten leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlbe-
rechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August 2008, 12.00 Uhr
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
ber beziehen, nicht mehr behoben werden und fehlende Unter-
stützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1 BbgKWahlG) besei-
tigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf  § 37 BbgKWahlG und §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Breydin

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Breydin
gelten für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Ge-
meinde Breydin mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des eh-
renamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-

bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Abs. 5 BbgKWahlG befreit ist,
sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Trampe

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8.1,
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Breydin gelten für die Wahl des Ortsvorstehers des Orts-
teils Trampe mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet ist für die Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tram-
pe das Gebiet dieses Ortsteiles.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Trampe ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs.1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des Orts-
vorstehers benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Breydin wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung oderWählergruppe oder deren De-
legierte können auch den Bewerber für die Wahl des Ortsvorstehers
des Ortsteiles Trampe bestimmen, sofern die Anzahl der im Orts-
teil Trampe wahlberechtigten Mitglieder einer Partei, politischen
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die An-
zahl der in der Gemeinde Breydin wahlberechtigten Mitglieder
nicht für eine Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht,
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33,Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die
Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5
und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

D Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tuchen-Klobbicke

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8.1,
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Breydin gelten für die Wahl des Ortsvorstehers des Orts-
teils Tuchen-Klobbicke mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet ist für die Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tu-
chen-Klobbicke das Gebiet dieses Ortsteiles.



Nr. 07 24. Juni 200810 Biesenthal-Barnim

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Tuchen-Klobbicke ihren ständigen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1Satz 1 BbgkWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des Orts-
vorstehers benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 4 BbgKWahlV  abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Breydin wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung oderWählergruppe oder deren De-
legierte können auch den Bewerber für die Wahl des Ortsvorstehers
des Ortsteiles Tuchen-Klobbicke bestimmen, sofern die Anzahl
der im Ortsteil Tuchen-Klobbicke wahlberechtigten Mitglieder
einer Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Fal-
le, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Breydin wahlbe-
rechtigten Mitglieder nicht für eine Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A
Nr. 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33, Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

III Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert
werden.

Biesenthal, 12.06.2008

gez. Güpner
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde Marienwerder

Wahlbekanntmachung
für die Wahl

der Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder,
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Marienwerder,
des Ortsbeirates des Ortsteiles Marienwerder

am 28. September 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2  und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahl-
verordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der
landesweiten Kommunalwahlen 2008 vom 4. Februar 2008 finden
die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder,
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Marienwerder,
– des Ortsbeirates des Ortsteiles Marienwerder
am Sonntag, den 28. September 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Marienwerder
am Sonntag, den 12. Oktober 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf,
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig ein-
zureichen.

Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder hat durch
Beschluss für das Wahlgebiet  einen Wahlkreis gebildet.
Wahlkreis 1
Gemeinde Marienwerder mit 1.774 EW

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1. Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen.
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung
beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt ei-
nen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden.
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Sie müssen spätestens  bis zum
Donnerstag, den 21. August 2008, 12 Uhr

bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-
Barnim,

Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen,
ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal Barnim
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21.
August 2008, 12.00 Uhr,  schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter
dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von
dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe, Listenvereinigung
bzw. ein Einzelbewerber kann nur jeweils einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu §
32 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen ent-
halten:

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-
keit, den Tag der Geburt, den  Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen
übereinstimmen, den diese im Land führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwa-
ige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnungen ent-
halten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen-
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnungen verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Partei-
en, politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf nur die unter
Buchstabe a und e bezeichneten  Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen Bewerber enthalten.
Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf jedoch höchstens
18 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch ein
Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende
Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss von diesem unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl zur
Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung zur Auf-

stellung der Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt
worden sein (siehe Nummer 8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag
schriftlich zustimmen.
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32
Abs. 5 Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat der Bewerber in der  Zu-
stimmungserklärung zudem seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten fer-
ner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
Gemäß § 11 Abs.1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im
Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn
er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich von Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern), die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
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– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die
Wählbarkeit oder die Fähigkeitzur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster der Anlage 8a
zu § 32 Abs. 5, Nr. 2 BbgKWahlV einzureichen, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur er-
klärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zu-
sätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 8c zu § 32 Abs. 5 Nr. 3 BbgKWahlV über ihre Staatsange-
hörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunfts-
mitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer  Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerber und ihre Reihenfolge auch
durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Barnim wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe ( Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der
zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhänger der Wählergruppe (Anhängerversamm-
lung) in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu beson-
ders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).
Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich or-
ganisierte Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänger oder Dele-
gierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen
Vereinigung oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer ist für die geheime Wahl der
Bewerber und der Delegierten für die Delegiertenversammlung
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben,
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit
vorzustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei
Mitglieder, Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteili-
gen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegiertenversammlung ist
eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs. 5
Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen
ist.
Aus der Niederschrift müssen die Art, der Ort und die Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen
Mitglieder, Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der ge-
heimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von der Versammlung bestimmte Teilneh-
mer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen Mindest-
anforderungen an eine demokratische Kandidatenaufstellung
gemäß § 33 Abs. 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 7. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 16. Deutschen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung
Marienwerder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Er-
fordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder
in der Gemeindevertretung Marienwerder durch mindestens ei-
nen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen ver-
treten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am 7. März 2008
aufgrund eines  Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises
Barnim oder in der Gemeindevertretung Marienwerder vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.5 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Marienwerder, so ist auch die Partei, politische Ver-
einigung oder Wählergruppe, für die er bei der Wahl zur Gemein-
devertretung Marienwerder antritt, von dem Erfordernis von
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er aufgrund eines Wahl-
vorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Marien-
werder gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischern Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahl-
gebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum
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Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal
Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage (Frau Haase)
zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem ehrenamtli-
chen Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder einen anderen
zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Unter-
schriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind bei der Wahlbehörde Amt
Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal spätestens
bis zum Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr vorzule-
gen.

Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von
mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der

Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205 aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereini-
gung, Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerber und ihre Reihenfolge ge-
mäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerber und
ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listen-
vereinigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist die Bezeich-
nung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerber und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Marienwerder
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 entfällt

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch die
Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Ge-
burt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum
der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person
hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.

Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behin-
derung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusu-
chen, kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen.
Der Antrag kann bis Montag, den 18. August 2008, 16.00
Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner, die
die Unterstützungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder
ausgegebenen Unterschriftenlisten leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlbe-
rechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August 2008, 12.00 Uhr
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
ber beziehen, nicht mehr behoben werden und fehlende Unter-
stützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1 BbgKWahlG) besei-
tigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf  § 37 BbgKWahlG und §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Marienwerder

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Marien-
werder gelten für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters
der Gemeinde Marienwerder mit folgenden Maßgaben sinnge-
mäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. Jeder
Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder Be-
werber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des ehren-
amtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Abs. 5 BbgKWahlG befreit ist,
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sind mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Marienwerder

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1
bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Marienwerder gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Orts-
teils Marienwerder mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Marien-
werder ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet ei-
nen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt 3 Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf höchstens   4     Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Marienwerder ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Marienwerder wahlberechtigten Mitglieder
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren
Delegierte können auch die Bewerber und ihre Reihenfolge für die
Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteiles Marienwerder bestimmen,
sofern die Anzahl der im Ortsteil Marienwerder wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Marien-
werder wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen
zu Buchstabe A Nr. 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von den Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 5 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen. Von dem Erfordernis von
Unterstützungsunterschriften sind auch die Parteien, politischen
Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Ortsbeirat des
Ortsteils Marienwerder durch mindestens ein Mitglied seit der
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechendes gilt
für Einzelbewerber, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im
Ortsbeirat Marienwerder  vertreten sind, sowie  für Listen-
vereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten Grup-
pierungen die eingangs genannte Voraussetzung erfüllt.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe  A Nr. 9.1.1 bis
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

III Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert
werden.

Biesenthal, 12.06.2008

gez. Güpner
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-Barnim

Gemeinde Melchow

Wahlbekanntmachung
für die Wahl

der Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow,
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Melchow,

des Ortsvorstehers des Ortsteiles Melchow,
des Ortsvorstehers des Ortsteiles Schönholz

am 28. September 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2  und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahl-
verordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit
Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der
landesweiten Kommunalwahlen 2008 vom 4. Februar 2008 finden
die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow,
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Melchow,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Melchow,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Schönholz
am Sonntag, den 28. September 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Melchow,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Melchow,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Schönholz
am Sonntag, den 12. Oktober 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf,
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig ein-
zureichen.

Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow hat durch Be-
schluss für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.
Wahlkreis 1
Gemeinde Melchow mit 941 EW

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1. Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen.
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung
beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt ei-
nen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.
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3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden.
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 21. August 2008, 12 Uhr
bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-
Barnim,

Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage schriftlich eingereicht wer-
den.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen,
ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal Barnim
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21.
August 2008, 12.00 Uhr,   schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter
dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von
dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe, Listenvereinigung
bzw. ein Einzelbewerber kann nur jeweils einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu §
32 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV  eingereicht werden. Sie müssen ent-
halten:

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-
keit, den Tag der Geburt, den  Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen
übereinstimmen, den diese im Land führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und,sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwa-
ige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnungen ent-
halten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen-
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnungen verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Partei-
en, politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf nur die unter
Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen Bewerber enthalten.
Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf jedoch höchstens
15 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch ein
Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nicht anderes be-

stimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende
Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss von diesem unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl zur
Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow benannt sein. Der
Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu
dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung zur Auf-

stellung der Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt
worden sein (siehe Nummer 8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag
schriftlich zustimmen.
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32
Abs. 5 Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat der Bewerber in der  Zustim-
mungserklärung zudem seine Parteimitgliedschaften anzugeben
oder zu erklären, dass er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten fer-
ner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
Gemäß § 11 Abs.1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im
Sinne des Art. 116 Abs. 1
des Grundgesetzes, die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn
er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich von Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern), die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
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– seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster der Anlage 8a
zu § 32 Abs. 5, Nr. 2 BbgKWahlV einzureichen, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur er-
klärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zu-
sätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 8c zu § 32 Abs. 5 Nr. 3 BbgKWahlV über ihre Staatsange-
hörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunfts-
mitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerber und ihre Reihenfolge auch
durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Barnim wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der
zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhänger der Wählergruppe (Anhängerversamm-
lung) in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu beson-
ders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).
Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich or-
ganisierte Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänger oder Dele-
gierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen
Vereinigung oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer ist für die geheime Wahl der
Bewerber und der Delegierten für die Delegiertenversammlung
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben,

sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit
vorzustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei
Mitglieder, Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteili-
gen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegiertenversammlung ist
eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs. 5
Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen
ist.
Aus der Niederschrift müssen die Art, der Ort und die Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen
Mitglieder, Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der ge-
heimen Wahl hervor gehen. Hierbei haben der Leiter der Ver-
sammlung und zwei von der Versammlung bestimmte Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen Mindest-
anforderungen an eine demokratische Kandidatenaufstellung
gemäß § 33 Abs. 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 7. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 16. Deutschen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung
Melchow durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letz-
ten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder
in der Gemeindevertretung Melchow durch mindestens einen
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am 7. März 2008
aufgrund eines  Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises
Barnim oder in der Gemeindevertretung Melchow vertreten sind,
sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.5 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Melchow, so ist auch die Partei, politische Vereinigung
oder Wählergruppe, für die er bei der Wahl zur Gemeindevertretung
Melchow antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit, wenn er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei,
politischen Vereinigung oder Wählergruppe zum ehrenamtlichen
Bürgermeister der Gemeinde Melchow gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischern Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages
mindestens  5 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet
wahlberechtigten Personen beizufügen.
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9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist
spätestens bis zum

Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal
Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage (Frau Haase)
zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem ehrenamtli-
chen Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder einen anderen
zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Unter-
schriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind bei der Wahlbehörde Amt
Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal spätestens
bis zum Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr vorzule-
gen.

Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von
mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der

Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205 aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereini-
gung, Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerber und ihre Reihenfolge ge-
mäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerber und
ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listen-
vereinigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist die Bezeich-
nung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerber und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 entfällt

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch die
Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Ge-
burt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum
der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person
hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behin-
derung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer Behinderung nichtin der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusu-
chen, kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen.
Der Antrag kann bis Montag, den 18. August 2008, 16.00
Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner, die
die Unterstützungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder
ausgegebenen Unterschriftenlisten leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlbe-
rechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August 2008, 12.00 Uhr
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
ber beziehen, nicht mehr behoben werden und fehlende Unter-
stützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1 BbgKWahlG) besei-
tigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf  § 37 BbgKWahlG und §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Melchow

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Melchow
gelten für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters  der Ge-
meinde Melchow mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des eh-
renamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.
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5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Abs. 5 BbgKWahlG befreit ist,
sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1
bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Melchow

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8.1,
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Melchow gelten für die Wahl des Ortsvorstehers des Orts-
teils Melchow mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet ist für die Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles
Melchow das Gebiet dieses Ortsteiles.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Melchow ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs.1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. Jeder Wahl-
vorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder Bewerber
darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des Ortsvorstehers
benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Melchow wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren De-
legierte können auch den Bewerber für die Wahl des Ortsvorstehers
des Ortsteiles Melchow bestimmen, sofern die Anzahl der im Orts-
teil Melchow wahlberechtigten Mitglieder einer Partei, politischen
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die An-
zahl der in der Gemeinde Melchow wahlberechtigten Mitglieder
nicht für eine Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht,
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33,Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die
Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5
und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

D Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Schönholz

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8.1,
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Melchow gelten für die Wahl des Ortsvorstehers des Orts-
teils Schönholz mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet ist für die Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Schön-
holz das Gebiet dieses Ortsteiles.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Schönholz ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs.1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. Jeder Wahl-
vorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder Bewerber
darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des Ortsvorstehers
benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Melchow wahlberechtigten Mitglieder der
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren De-
legierte können auch den Bewerber für die Wahl des Ortsvorstehers
des Ortsteiles Schönholz bestimmen, sofern die Anzahl der im
Ortsteil Schönholz wahlberechtigten Mitglieder einer Partei, poli-
tischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die An-
zahl der in der Gemeinde Melchow wahlberechtigten Mitglieder
nicht für eine Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht,
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33, Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunterschriften bei-
zufügen.

III Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert
werden.

Biesenthal, 12.06.2008

gez. Güpner
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-Barnim
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Gemeinde Rüdnitz

Wahlbekanntmachung
für die Wahl

der Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz,
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rüdnitz

am 28. September 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2  und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahl-
verordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahl-
zeit der landesweiten Kommunalwahlen 2008 vom 4. Feb-
ruar 2008 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz,
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rüdnitz
am Sonntag, den 28. September 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr
sowie
die etwa notwendig werdende Stichwahl
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Rüdnitz
am Sonntag, den 12. Oktober 2008 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf,
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig ein-
zureichen.

Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz hat durch Be-
schluss für das Wahlgebiet einen Wahlkreis gebildet.
Wahlkreis 1
Gemeinde Rüdnitz mit 1.884 EW

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1. Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wäh-
lergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen.
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung
beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt ei-
nen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden.
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 21. August 2008, 12 Uhr
bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-
Barnim,

Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage schriftlich eingereicht wer-
den.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen,
ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal Barnim
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum

Donnerstag, den 21. August 2008, 12.00 Uhr,
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Ver-
einigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet
zuständigen Vorstands, darunter dem Vorsitzenden oder einem Stell-
vertreter, bei Wählergruppen von dem Vertretungsberechtigten der
Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe, Listenvereinigung
bzw. ein Einzelbewerber kann nur jeweils einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu §
32 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen ent-
halten:

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-
keit, den Tag der Geburt, den  Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen
übereinstimmen, den diese im Land führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwa-
ige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnungen ent-
halten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen-
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnungen verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Partei-
en, politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf nur die unter
Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen Bewerber enthalten.
Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf jedoch höchstens
18 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch ein
Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende
Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.
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6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss von diesem unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl zur
Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz benannt sein. Der
Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mitglied
einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu
dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung zur Auf-

stellung der Bewerber  gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt
worden sein (siehe Nummer 8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag
schriftlich zustimmen.
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32
Abs. 5 Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat der Bewerber in der Zustim-
mungserklärung zudem seine Parteimitgliedschaften anzugeben
oder zu erklären, dass er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten fer-
ner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
Gemäß § 11 Abs.1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im
Sinne des Art. 116 Abs. 1
des Grundgesetzes, die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn
er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Kö-
nigreich von Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern), die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn er

– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster der Anlage 8a
zu § 32 Abs. 5, Nr. 2 BbgKWahlV einzureichen, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur er-
klärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zu-
sätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 8c zu § 32 Abs. 5 Nr. 3 BbgKWahlV über ihre Staatsange-
hörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunfts-
mitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerber und ihre Reihenfolge auch
durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Barnim wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der
zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhänger der Wählergruppe (Anhänger-
versammlung) in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein.
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitglie-
dern oder Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl
hierzu besonders gewählt worden sind (Delegiertenversamm-
lung).
Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich or-
ganisierte Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänger oder Dele-
gierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen
Vereinigung oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer ist für die geheime Wahl der
Bewerber und der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich
und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustel-
len. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder,
Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.
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8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegiertenversammlung ist
eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs. 5
Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen
ist.
Aus der Niederschrift müssen die Art, der Ort und die Zeit der Ver-
sammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschienenen
Mitglieder, Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der ge-
heimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von der Versammlung bestimmte Teilneh-
mer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen Mindest-
anforderungen an eine demokratische Kandidatenaufstellung
gemäß § 33 Abs. 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 7. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 16. Deutschen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung
Rüdnitz durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letz-
ten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder
in der Gemeindevertretung Rüdnitz durch mindestens einen
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am 7. März 2008
aufgrund eines  Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises
Barnim oder in der Gemeindevertretung Rüdnitz vertreten sind,
sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.5 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Rüdnitz, so ist auch die Partei, politische Vereini-
gung oder Wählergruppe, für die er bei der Wahl zur Gemeindever-
tretung Rüdnitz antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit, wenn er aufgrund eines Wahlvorschlages
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe zum eh-
renamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Rüdnitz gewählt wor-
den ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischern Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahl-
gebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1,
16359 Biesenthal
Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage (Frau Haase) zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder einen anderen zur Be-
glaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden.
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Unterschriften-
listen (siehe Nummer 9.2.3)  sind bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-
Barnim, Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal spätestens bis zum Mitt-
woch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr vorzulegen.

Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von
mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6  zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagträgers sofort bei der

Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205 aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereini-
gung, Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerber und ihre Reihenfolge ge-
mäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerber und
ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listen-
vereinigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist die Bezeich-
nung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerber und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 entfällt

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch die
Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Ge-
burt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum
der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person
hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.
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9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behin-
derung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusu-
chen, kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen.
Der Antrag kann bis Montag, den 18. August 2008, 16.00
Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner, die
die Unterstützungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder
ausgegebenen Unterschriftenlisten leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlbe-
rechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August 2008, 12.00 Uhr
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
ber beziehen, nicht mehr behoben werden und fehlende Unter-
stützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1 BbgKWahlG) besei-
tigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf  § 37 BbgKWahlG und §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Rüdnitz

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Rüdnitz
gelten für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters  der Ge-
meinde Rüdnitz mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des eh-
renamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften nach § 70 Abs. 5 BbgKWahlG befreit ist,
sind mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

III Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert
werden.

Biesenthal, 12.06.2008

gez. Güpner
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-Barnim
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Gemeinde Sydower Fließ

Wahlbekanntmachung
für die Wahl

der Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ,
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Sydower Fließ,
des Ortsvorstehers des Ortsteiles Grüntal,

des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tempelfelde
     am 28. September 2008

Gemäß §§ 26 und 64 Abs. 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) und § 31 Abs. 2  und 3 der Brandenburgischen Kommunalwahl-
verordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die
Wahlzeit

Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahl-
zeit der landesweiten Kommunalwahlen 2008 vom 4. Feb-
ruar 2008 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ,
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Sydower Fließ,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Grüntal,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tempelfelde
am Sonntag, den 28. September 2008 in der Zeit von 8 bis 18
Uhr
sowie
die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
– des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde

Sydower Fließ,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Grüntal,
– des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tempelfelde
am Sonntag, den 12. Oktober 2008 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr
statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die vor-
genannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung be-
stimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 BbgKWahlV auf,
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig ein-
zureichen.

Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreter
Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ hat durch
Beschluss für das Wahlgebiet  einen Wahlkreis gebildet.
Wahlkreis 1
Gemeinde Sydower Fließ mit 889 EW

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist

3.1. Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigun-
gen, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listen-
vereinigung einreichen.
Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung
beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt ei-
nen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht
werden.
Sie müssen spätestens  bis zum

Donnerstag, den 21. August 2008, 12 Uhr
bei der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-
Barnim,

Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage schriftlich eingereicht wer-
den.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen,
ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal Barnim
durch die für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusam-
menschluss Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 21.
August 2008, 12.00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierungen muss bei
Parteien oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, darunter
dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von
dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Einreichung eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags
Eine Partei, politische Vereinigung, Wählergruppe, Listenvereinigung
bzw. ein Einzelbewerber kann nur jeweils einen wahlgebiets-
bezogenen Wahlvorschlag einreichen.

6. Inhalt der Wahlvorschläge

6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu §
32 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen ent-
halten:

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätig-
keit, den Tag der Geburt, den  Geburtsort, die Staatsangehörig-
keit und die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer
Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen
übereinstimmen, den diese im Land führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und,
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wählergruppe
handelt; der Name und die etwaige Kurzbezeichnung dürfen
nicht den Namen von Parteien oder politischen Vereinigungen
oder deren Kurzbezeichnungen enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen-
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnungen verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhan-
den, auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Partei-
en, politischen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.

Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers darf nur die Buch-
stabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens einen Bewerber enthalten.
Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf jedoch höchstens
15 Bewerber enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommu-
nikationsanschluss derVertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson  kann auch ein
Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nicht anderes be-
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stimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertretende
Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärun-
gen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahl-
gebiet zuständigen Vorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvorschlag einer
Wählergruppe muss von dem Vertretungsberechtigten unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss
von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung und
Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein.
Der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers muss von diesem unter-
zeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
Jeder Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl zur
Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerber

7.1 Die Benennung als Bewerber auf einem Wahlvorschlag einer Par-
tei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listen-
vereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Der Bewerber muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar sein.
b) Der Bewerber muss durch eine Versammlung zur Auf-

stellung der Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt
worden sein (siehe Nummer 8).

c) Der Bewerber muss seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag
schriftlich zustimmen.
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu § 32
Abs. 5 Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag
von einer Partei eingereicht, hat der Bewerber in der Zu-
stimmungserklärung zudem seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass er parteilos ist.

Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten fer-
ner für Einzelbewerber.

7.2 Zur Wählbarkeit

7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
Gemäß § 11 Abs.1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im
Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen

Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt haben.

Ein Deutscher ist nach § 11 Abs. 2 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn
er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgern
Gemäß § 11 Abs. 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Bel-
gien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Nieder-
lande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland sowie Republik Zy-
pern), die
– am 28. September 2008 das 18. Lebensjahr vollendet haben

und

– seit mindestens 3 Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Ein Unionsbürger ist nach § 11 Abs. 3 BbgKWahlG nicht wählbar,
wenn er
– gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen ist oder
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm-
ter nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung
im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist der Wahlleiterin für jeden Bewerber eine
Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster der Anlage 8a
zu § 32 Abs. 5, Nr. 2 BbgKWahlV einzureichen, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.
Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustimmung zur Kandidatur er-
klärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zu-
sätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem Muster der
Anlage 8c zu § 32 Abs. 5 Nr. 3 BbgKWahlV über ihre Staatsange-
hörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Herkunfts-
mitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerber gemäß 33 BbgKWahlG

8.1 Die Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung und
ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in gehei-
mer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversamm-
lung). Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den
Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine
Organisation hat, können die Bewerber und ihre Reihenfolge auch
durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Barnim wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder
deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerber einer Wählergruppe und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe
nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der
zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahl-
berechtigten Anhänger der Wählergruppe (Anhängerversamm-
lung) in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann
auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder
Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu beson-
ders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung).
Die Ausführungen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich or-
ganisierte Wählergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerber einer Listenvereinigung und ihre Reihenfolge müs-
sen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung
in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen gel-
ten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhänger oder Dele-
gierten von dem zuständigen Vorstand der Partei oder politischen
Vereinigung oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe
mit einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln oder
durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jeder stimmberechtigte Teilnehmer ist für die geheime Wahl der
Bewerber und der Delegierten für die Delegiertenversammlung
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben,
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sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhänger- oder Delegiertenversammlung ist
eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Abs. 5
Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag beizufügen
ist. Aus der Niederschrift müssen die Art, der Ort und die Zeit der
Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl der erschiene-
nen Mitglieder, Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben der Leiter der Ver-
sammlung und zwei von der Versammlung bestimmte Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen
Mindestanforderungen an eine demokratische Kandidatenauf-
stellung gemäß § 33 Abs. 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften

9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften

9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigun-
gen, die am 7. März 2008 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 16. Deutschen Bundestag oder 4. Landtag Brandenburg
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Barnim durch mindestens
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung
Sydower Fließ durch mindestens einen Gemeindevertreter seit
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Er-
fordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 7. März 2008
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Barnim durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder
in der Gemeindevertretung Sydower Fließ durch mindestens ei-
nen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen ver-
treten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2
genannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfor-
dernis erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbern, die am 7. März 2008
aufgrund eines  Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises
Barnim oder in der Gemeindevertretung Sydower Fließ vertreten
sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
befreit.

9.1.5 Stellt sich der ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemein-
devertretung Sydower Fließ, so ist auch die Partei, politische Ver-
einigung oder Wählergruppe, für die er bei der Wahl zur Gemein-
devertretung Sydower Fließ antritt, von dem Erfordernis von
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn er aufgrund eines Wahl-
vorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Sydower
Fließ gewählt worden ist.

9.2 Wichtige Hinweise

9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischern Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 9.1
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist,
sind im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlages
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahl-
gebiet wahlberechtigten Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahl-
berechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr
bei der Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal
Wahlbüro - Raum 205, 1. Etage (Frau Haase)
zu leisten.

Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einem ehrenamtli-
chen Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder einen anderen
zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Unter-
schriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind bei der Wahlbehörde Amt
Biesenthal-Barnim, Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal spätestens
bis zum Mittwoch, den 20. August 2008, 16.00 Uhr vorzule-
gen.

Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von
mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32
Abs. 4 Nr. 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagträgers sofort bei der

Wahlbehörde Amt Biesenthal-Barnim,
Berliner Str. 1, 16359 Biesenthal

Wahlbüro - Raum 205 aufgelegt.
Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift
eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben.
Daneben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereini-
gung, Wählergruppe oder Listenvereinigung deren Name und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, anzugeben.
Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklä-
rung zu bestätigen, dass die Bewerber und ihre Reihenfolge ge-
mäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerber und
ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listen-
vereinigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden,
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.
Beim Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers ist die Bezeich-
nung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.
Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die
Unterzeichnung des Wahlvorschlages bei einem ehrenamtlichen
Bürgermeister im Land, vor einem Notar oder bei einer anderen zur
Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wähler-
gruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestim-
mung der Bewerber und ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG
unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower Fließ
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 entfällt

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch die
Bewerber selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Ge-
burt und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum
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der Unterschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person
hat sich vor der Unterschriftsleistung auszuweisen.
Die Zurücknahme gültiger Unterstützungsunterschriften ist wir-
kungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behin-
derung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine
Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unter-
schriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen
einer Behinderung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusu-
chen, kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklä-
rung vor einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen.
Der Antrag kann bis Montag, den 18. August 2008, 16.00
Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichner, die
die Unterstützungsunterschrift auf der von mir aufgelegten oder
ausgegebenen Unterschriftenlisten leisten, zu vermerken, dass sie
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung wahlbe-
rechtigt sind.

10. Mängelbeseitigung
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. August 2008, 12.00 Uhr
können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewer-
ber beziehen, nicht mehr behoben werden und fehlende Unter-
stützungsunterschriften nicht mehr beigebracht werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Bewerber so mangelhaft bezeichnet ist, dass
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit
der Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Abs. 1 BbgKWahlG) besei-
tigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
Der Wahlausschuss beschließt am 25. August 2008 in öffentlicher
Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschläge.
Im Übrigen wird auf  § 37 BbgKWahlG und §§ 38 und 39 BbgKWahlV
verwiesen.

B Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde
Sydower Fließ

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Sydower
Fließ gelten für die Wahl des ehrenamtlichen Bürgermeisters der
Gemeinde Sydower Fließ mit folgenden Maßgaben sinngemäß:

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des eh-
renamtlichen Bürgermeisters benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 1 BbgKWahlV abzugeben.

3. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33 Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-

stützungsunterschriften nach § 70 Abs. 5 BbgKWahlG befreit ist,
sind mindestens  20 Unterstützungsunterschriften  beizufü-
gen. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1
bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Grüntal

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8.1,
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Sydower Fließ gelten für die Wahl des Ortsvorstehers des
Ortsteils Grüntal mit folgenden Maßgaben sinngemäß.

1. Wahlgebiet ist für die Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Grüntal
das Gebiet dieses Ortsteiles.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Grüntal ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs.1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des Orts-
vorstehers benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach demMuster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Sydower Fließ wahlberechtigten Mitglieder
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren
Delegierte können auch den Bewerber für die Wahl des Ortsvor-
stehers des Ortsteiles Grüntal bestimmen, sofern die Anzahl der
im Ortsteil Grüntal wahlberechtigten Mitglieder einer Partei, poli-
tischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die An-
zahl der in der Gemeinde Sydower Fließ wahlberechtigten Mit-
glieder nicht für eine Durchführung einer Mitgliederversammlung
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 8.2 ent-
sprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33, Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die
Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5
und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

D Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles Tempelfelde

Die Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8.1,
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Sydower Fließ gelten für die Wahl des Ortsvorstehers des
Ortsteils Tempelfelde mit folgenden Maßgaben sinngemäß.
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1. Wahlgebiet ist für die Wahl des Ortsvorstehers des Ortsteiles
Tempelfelde das Gebiet dieses Ortsteiles.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar
sind und im Ortsteil Tempelfelde ihren ständigen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5b zu §
33 Abs. 1Satz 1 BbgkWahlV bei mir eingereicht werden.
Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten und jeder
Bewerber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl des Orts-
vorstehers benannt sein.
Der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht Mit-
glied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung des Bewerbers zu seiner Benennung auf dem
Wahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Abs. 2
Nr. 4 BbgKWahlV  abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Sydower Fließ wahlberechtigten Mitglieder
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren
Delegierte können auch den Bewerber für die Wahl des Ortsvor-
stehers des Ortsteiles Tempelfelde bestimmen, sofern die Anzahl
der im Ortsteil Tempelfelde wahlberechtigten Mitglieder einer
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass
selbst die Anzahl der in der Gemeinde Sydower Fließ wahlbe-
rechtigten Mitglieder nicht für eine Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A
Nr. 8.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung des Bewerbers ist nach dem
Muster der Anlage 9b zu § 33, Abs. 2 Nr. 4 BbgKWahlV zu ferti-
gen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für den
Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder eines Einzel-
bewerbers, die oder der nicht von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unter-
stützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die
Ausführungen zu Buchstabe A Nr. 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5
und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

III Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vor-
drucke werden von mir beschafft und können bei mir angefordert
werden.

Biesenthal, 12.06.2008

gez. Güpner
Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Biesenthal-Barnim

Satzung
der Jagdgenossenschaft Biesenthal

Die Mitgliederversammlung der Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen
Jagdbezirkes Biesenthal hat am 27. 05. 2008 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1
Name und Sitz der Jagdgenossenschaft

Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes Biesenthal
ist gemäß § 10 Abs. 1 BbgJagdG eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.
Sie führt den Namen „Jagdgenossenschaft Biesenthal“ und hat ihren Sitz
in Biesenthal.

§ 2
Gemeinschaftlicher Jagdbezirk Biesenthal

Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst gemäß § 8 Abs. 1 Bundesjagd-
gesetz (BJG) mit Ausnahme der Eigenjagdbezirke alle Grundflächen der
Gemeinde Biesenthal zuzüglich der von der zuständigen Jagdbehörde an-
gegliederten und abzüglich der abgetrennten Grundflächen.

§ 3
Gebiet der Jagdgenossenschaft

Das Gebiet der Jagdgenossenschaft umfasst die jagdlich nutzbaren Grund-
flächen des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes, deren Eigentümer der Jagd-
genossenschaft als Mitglieder angehören.

§ 4
Mitglieder der Jagdgenossenschaft

1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossen) sind die Eigentü-
mer der Grundflächen, die das Gebiet der Jagdgenossenschaft bilden.
Eigentümer von Grundflächen des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes, auf
denen die Jagd ruht oder aus anderen Gründen nicht ausgeübt wer-
den darf, gehören gemäß § 9 Abs. 1 BJG insoweit der Jagdgenossen-
schaft nicht an.

2) Die Jagdgenossenschaft führt ein Jagdkataster, in dem die Eigentümer
der zum Gebiet der Jagdgenossenschaft gehörenden Grundflächen und
deren Größe ausgewiesen werden. Das Jagdkataster ist fortzuführen;
durch Eigentumswechsel eingetretene Änderungen hat der Erwerber
dem Jagdvorstand nachzuweisen. Das Jagdkataster liegt für die Jagd-
genossen und deren schriftlich bevollmächtigte Vertreter zur Einsicht
in Biesenthal beim Vorstand offen.

§ 5
Aufgaben der Jagdgenossenschaft

1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet nach Maßgabe des geltenden Rechts
unter eigener Verantwortung nach den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und unter Berücksichtigung der jagdlichen Belange alle Ange-
legenheiten, die sich aus dem Jagdrecht der ihr angehörenden Jagd-
genossen ergeben.

2) Ihr obliegt nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 BJG der Ersatz des Wildscha-
dens, der an den zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehörenden
Grundstücken entsteht.
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§ 6
Organe der Jagdgenossenschaft

Die Organe der Jagdgenossenschaft sind:

1. die Genossenschaftsversammlung
2. der Jagdvorstand

§ 7
Genossenschaftsversammlung

Zur Teilnahme an der Genossenschaftsversammlung sind die Mitglieder der
Jagdgenossenschaft berechtigt. Sie können sich durch ihre gesetzlichen
Vertreter oder nach Maßgabe des § 10 Abs. 4 dieser Satzung durch Bevoll-
mächtigte vertreten lassen. Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen und dem
Jagdvorsteher zu Beginn der Versammlung vorzulegen.

§ 8
Zuständigkeit der Genossenschaftsversammlung

1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt die Satzung und deren
Änderungen. Sie wählt als Vorstand:

a) den Vorsitzenden des Jagdvorstandes und seinen Stellvertreter
b) 2 Beisitzer und 1 stellvertretenden Beisitzer

Sie wählt weiterhin:

– einen Schriftführer und dessen Stellvertreter
– einen Kassenführer und
– einen Rechnungsprüfer.

2) Die Genossenschaftsversammlung beschließt weiter über

a) den Haushaltsplan
b) die Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers
c) die Antragstellung zur Abrundung, Zusammenlegung und Teilung

des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes
d) die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes
e) das Verfahren und die Bedingungen für den Abschluss von Jagd-

pachtverträgen
f) die Erteilung des Zuschlages bei der Jagdverpachtung
g) die Änderung und Verlängerung laufender Jagdpachtverträge
h) die Zustimmung zur Weiter- und Unterverpachtung des gemein-

schaftlichen Jagdbezirkes und zur Erteilung von entgeltlichen Jagd-
erlaubnisscheinen

i) den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus der Jagd-
nutzung

j) die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haushaltsplanes
k) die Beanstandung von Beschlüssen durch den Jagdvorstand
l) die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des Jagdvorstandes

gemäß § 12 Abs. 5 dieser Satzung
m)die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen für die Mitglieder

des Jagdvorstandes, den Schriftführer, den Kassenführer und die
Rechnungsprüfer.

3) Regelungen im Sinne des Abs. 2 Buchstaben c, e, f, g, h und i werden in
Einzelfällen durch Beschluss auf den Jagdvorstand übertragen.

4) Die Genossenschaftsversammlung kann den Vorstand ermächtigen, die
Führung der Liegenschaftsangelegenheiten durch einen zivilrechtlichen
Vertrag einem(er) Amtsangestellten des Amtes Biesenthal zu übertra-
gen.

5) Die Rechnungsprüfung kann einem zugelassenen Wirtschaftsprüfungs-
unternehmen übertragen werden, in diesem Falle entfällt die Wahl der
Rechnungsprüfer, § 14 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 9
Durchführung der Genossenschaftsversammlung

1) Die Genossenschaftsversammlung ist vom Jagdvorsteher wenigstens
einmal in zwei Jahren einzuberufen. Der Jagdvorsteher muss die
Genossenschaftsversammlung auch einberufen, wenn mindestens ein
Viertel aller Jagdgenossen die Einberufung bei ihm schriftlich unter
Angabe der auf die Tagesordnung zu setzenden Angelegenheiten be-
antragt.

2) Die Genossenschaftsversammlung soll am Sitz der Jagdgenossenschaft
stattfinden. Sie ist nicht öffentlich.

3) Die Einladung zur Genossenschaftsversammlung ergeht durch amtli-
che Bekanntmachung. Sie muss mindestens drei Wochen vorher erfol-
gen und den Ort und den Zeitpunkt der Versammlung sowie die Tages-
ordnung enthalten.

4) Den Vorsitz der Genossenschaftsversammlung führt der Jagdvorsteher.
Für die Abwicklung bestimmter Angelegenheiten, insbesondere zur
Leitung einer öffentlichen Versteigerung, kann ein anderer
Versammlungsleiter bestellt werden.

5) Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ können Beschlüsse
nach § 8 Absätze 1 bis 4 nicht gefasst werden.

6) Zu der Genossenschaftsversammlung ist die Aufsichtsbehörde recht-
zeitig schriftlich einzuladen.

§ 10
Beschlussfassung der Jagdgenossenschaft

1) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen gemäß § 9 Abs. 3 BJG
sowohl der Mehrheit der anwesenden und vertretenen Jagdgenossen
als auch der Mehrheit der bei der Beschlussfassung vertretenen Grund-
fläche.

2) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft werden durch öffentliche Abstim-
mung gefasst. Die Genossenschaftsversammlung kann auf Antrag von
mindestens fünf Jagdgenossen, unabhängig von der von ihnen vertre-
tenen Flächengröße in der Jagdgenossenschaft zu einzelnen Tages-
ordnungspunkten ein schriftliche Abstimmung beschließen; das gilt nicht
für die Beschlüsse über die Verwendung des Reinertrages der Jagd-
nutzung nach § 10 Abs. 3 BJG. Über die Einzelheiten der schriftlichen
Abstimmung ist von den Mitgliedern des Jagdvorstandes und den
Stimmenzählern Verschwiegenheit zu wahren; die Unterlagen sind vom
Jagdvorstand mindestens ein Jahr lang, im Falle der Beanstandung oder
Anfechtung des Beschlusses für die Dauer des Verfahrens aufzube-
wahren.

3) Jeder Jagdgenosse hat eine Stimme. Miteigentümer und Gesamtland-
eigentümer eines zum Gebiet der Jagdgenossenschaft gehörenden
Grundstücks können ihr Stimmrecht nur einheitlich ausüben, sie ha-
ben dem Jagdvorstand schriftlich einen Bevollmächtigten zu benen-
nen.

4) Ein bevollmächtigter Vertreter darf höchstens einen Jagdgenossen ver-
treten. Die von einem Bevollmächtigten vertretene Grundfläche darf
einschließlich seiner eigenen Grundfläche ein Drittel der Gesamtfläche
des Gebietes der Jagdgenossenschaft nicht überschreiten.

5) Ein Jagdgenosse oder ein Bevollmächtigter ist von der Mitwirkung an
der Abstimmung entsprechend § 34 BGB ausgeschlossen, kann sich
auch nicht vertreten lassen und auch keinen anderen vertreten, wenn
sich die Beschlussfassung auf den Abschluss eines Rechtsgeschäftes
oder auf einen Rechtsstreit zwischen der Jagdgenossenschaft und ihm
selbst bezieht.
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6) Über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft ist eine Niederschrift zu
fertigen. Aus ihr muss auch hervorgehen, wie viele Jagdgenossen an-
wesend waren und welche Grundfläche von ihnen vertreten wurde.
Die Niederschrift ist vom Jagdvorsteher und vom Schriftführer zu un-
terzeichnen und der nächsten Genossenschaftsversammlung zur Billi-
gung vorzulegen. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über
die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft zu unterrichten.

§ 11
Vorstand der Jagdgenossenschaft

1) Der Jagdvorstand besteht aus dem Jagdvorsteher und zwei Beisitzern.
Die Mitglieder des Jagdvorstandes werden im Falle der Verhinderung
durch ihre Stellvertreter vertreten.

2) Wählbar für den Jagdvorstand ist:
– jeder Jagdgenosse, der volljährig und geschäftsfähig ist (ist eine

Personengemeinschaft oder eine juristische Person Mitglied der Jagd-
genossenschaft, so sind auch deren gesetzliche Vertreter wählbar)

– jede volljährige und geschäftsfähige Person

3) Der Jagdvorstand wird für eine Amtszeit von vier Geschäftsjahren ge-
wählt. Die Amtszeit beginnt mit dem auf die Wahl folgenden Geschäfts-
jahr, es sei denn, dass im Zeitpunkt der Wahl kein gewählter Jagdvor-
stand vorhanden ist; in diesem Falle beginnt sie mit der Wahl und ver-
längert sich um die Zeit von der Wahl bis zum Beginn des nächsten
Geschäftsjahres. Die Amtszeit verlängert sich bis zur Wahl eines neuen
Jagdvorstandes um höchstens drei Monate, sofern innerhalb der letz-
ten drei Monate vor dem Ende der satzungsmäßigen Amtszeit min-
destens eine Genossenschaftsversammlung stattgefunden hat und es
in dieser nicht zur Wahl eines neuen Jagdvorstandes gekommen ist.

4) Der Schriftführer und der Kassenführer werden für die gleiche Amtszeit
von vier Geschäftsjahren gewählt wie der Jagdvorstand; Abs. 3 Sätze 2
und 3 finden entsprechende Anwendung.

5) Endet eine Amtszeit eines Mitgliedes des Jagdvorstandes vorzeitig durch
Tod, Rücktritt oder Verlust der Wählbarkeit, so rückt der für ihn ge-
wählte Stellvertreter als Ersatzmitglied in den Jagdvorstand nach, in
diesem Falle ist für den Rest der Amtszeit in der nächsten Genossen-
schaftsversammlung ein neuer Stellvertreter zu wählen. In gleicher Weise
ist eine Ersatzwahl vorzunehmen, wenn ein stellvertretendes Mitglied
des Jagdvorstandes oder ein anderer Funktionsträger vorzeitig aus-
scheidet.

6) Der Jagdvorstand sowie die anderen Funktionsträger nach § 8 Abs. 1
werden mit namentlicher Zuordnung der Personen zu den Funktionen
durch die stimmberechtigten Mitglieder der Genossenschafts-
versammlung gewählt. Der Jagdvorsteher lässt aus der Mitte der
Genossenschaftsversammlung eine aus drei Jagdgenossen bestehen-
de Wahlkommission wählen, die ihrerseits den Wahlleiter bestimmt.
Die Wahlkommission wird in offener Abstimmung mit einfacher Stim-
menmehrheit die Genossenschaftsversammlung beschließen, ob schrift-
lich oder  öffentlich gewählt wird. Bei Entscheidung zur schriftlichen
Wahl ist absolute Anonymität für die Stimmabgebenden zu garantie-
ren. Die Kandidaten für die zu wählenden Funktionen werden von den
Mitgliedern der Jagdgenossen während der Versammlung vorgeschla-
gen. Als gewählt gelten Kandidaten, die im Wahlgang die einfache
Stimmenmehrheit auf sich vereint haben. Sind mehr Kandidaten als für
die zu besetzenden Funktionen notwendig vorgeschlagen, so gelten
diejenigen als gewählt, die die meisten Stimmen auf sich vereinen.
Die Wahlkommission dokumentiert in einem Wahlprotokoll die aufge-
stellten Kandidaten und die davon gewählten Kandidaten. Es ist von
den Kommissionsmitgliedern zu unterzeichnen. Beanstandungen zur
Wahl sind noch auf der Wahlversammlung an den Vorsitzenden der
Wahlkommission zu erheben.

§ 12
Vertretung der Jagdgenossenschaft

1) Der Jagdvorstand vertritt die Jagdgenossenschaft gem. § 9 Abs. 2 BJG
gerichtlich und außergerichtlich. Er verwaltet die Angelegenheiten der
Jagdgenossenschaft und ist hierbei an die Beschlüsse der
Genossenschaftsversammlung gebunden. Bei der Abgabe rechts-
geschäftlicher Erklärungen müssen unbeschadet der Regelung in Abs.
4 Satz 2 alle Mitglieder des Jagdvorstandes gemeinschaftlich handeln.

2) Der Jagdvorstand hat die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung
vorzubereiten und durchzuführen. Insbesondere obliegt ihm:

a) die Feststellung und Ausführung des Haushaltsplanes,
b) die Anfertigung der Jahresrechnung,
c) die Überwachung der Schrift- und Kassenführung
d) die Verteilung der Erträge an die einzelnen Jagdgenossen,
e) die Feststellung der Umlagen der einzelnen Mitglieder.

3) Ein Mitglied des Jagdvorstandes darf bei Angelegenheiten der Jagd-
genossenschaft nicht beratend oder entscheidend mitwirken, wenn die
Entscheidung im selbst, seinem Ehegatten, seinen Verwandten bis zum
dritten oder Verschwägerten bis zum zweiten Grade oder einer von
ihm Kraft Gesetzes oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht zu vertreten-
den Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

4) In Angelegenheiten, die an sich der Beschlussfassung durch die
Genossenschaftsversammlung unterliegen, entscheidet der Jagdvor-
stand, falls die Erledigung keinen Aufschub duldet. In Fällen äußerster
Dringlichkeit kann der Jagdvorsteher zusammen mit einem Beisitzer
entscheiden.

5) Zu Entscheidungen gemäß Abs. 4 hat der Jagdvorstand unverzüglich
die Zustimmung der Genossenschaftsversammlung einzuholen. Diese
kann die Dringlichkeitsbescheinigung aufheben, soweit nicht schon
Rechte Dritter entstanden sind.

6) Solange die Jagdgenossenschaft keinen vollständigen Jagdvorstand
gewählt hat, werden die Geschäfte des Jagdvorstandes nach Maßga-
be des § 9 Abs. 2 BJG in Verbindung mit § 10 Abs. 7 BbgJagdG vom
Gemeindevorstand wahrgenommen. Die Kosten der vorübergehenden
Geschäftsführung trägt die Jagdgenossenschaft.

7) Die Mitglieder des Jagdvorstandes sind ehrenamtlich tätig.

§ 13
Sitzungen des Jagdvorstandes

1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Jagdvorstehers nach Bedarf,
mindestens aber einmal jährlich zusammen. Er muss einberufen wer-
den, wenn ein Mitglied des Jagdvorstandes dies schriftlich beantragt.

2) Der Jagdvorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend
oder vertreten sind. Der Jagdvorstand entscheidet mit der Mehrheit
der Stimmen seiner Mitglieder; Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

3) Kommt keine Beschlussfähigkeit nach Abs. 2 zustande, wird in einer
zweiten Versammlung mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder
abgestimmt.

4) Die Sitzungen des Jagdvorstandes sind nicht öffentlich. Der Schriftfüh-
rer und der Kassenführer sollen an den Sitzungen teilnehmen, sie sind
zu den Sitzungen einzuladen.

5) Der Jagdvorstand kann Beschlüsse der Jagdgenossenschaft, die das
geltende Recht verletzen, innerhalb einer Woche beanstanden. Ist ein
Beschluss beanstandet worden, so ist innerhalb eines Monats nach
der Beanstandung eine Genossenschaftsversammlung durchzuführen.
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Davon ausgenommen bleiben Regelungen nach § 8 Abs. 2, insofern
diese auf den Jagdvorstand übertragen wurden.

6) Über die Beschlüsse des Jagdvorstandes ist eine Niederschrift zu ferti-
gen und von den Teilnehmern der Sitzung zu unterzeichnen. Die Auf-
sichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über die Beschlüsse des Jagd-
vorstandes zu unterrichten.

7) Der Jagdvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 14
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

1) Die Jagdgenossenschaft stellt jährliche Haushaltspläne auf. Die
Reinertragsausschüttung aus der Jagdpacht ist jährlich zu berücksich-
tigen und vorzunehmen. Der Haushaltsplan muss ausgeglichen sein.

2) Zum Ende der Geschäftsjahre ist eine Jahresabrechnung zu erstellen,
die den Rechnungsprüfern zur Prüfung und der Genossenschafts-
versammlung zur Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers
vorzulegen ist.

3) Die Rechnungsprüfer werden jeweils im Voraus für zwei Geschäftsjah-
re gewählt. Rechnungsprüfer kann nicht sein, wer dem Jagdvorstand
als Mitglied oder Stellvertreter angehört oder ein anderes Amt für die
Jagdgenossenschaft bekleidet oder wer zu einem Funktionsträger in
einer Beziehung der in § 12 Abs. 3 bezeichneten Art steht.

4) Im Übrigen finden für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
einschließlich der Rechnungsprüfung die für die Gemeinden des Lan-
des Brandenburg geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.

§ 15
Geschäfts- und Wirtschaftsführung

1) Geschäftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das Jagdjahr im Sinne des §
11 Abs. 4 BJG.

2) Einnahme- und Ausgabenordnungen der Jagdgenossenschaft sind vom
Jagdvorsteher und einem  Beisitzer zu unterzeichnen.

3) Kassenführer oder dessen Stellvertreter kann nicht sein, wer zur Unter-
schrift von Kassenanordnungen befugt ist.

4) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie nicht zur Erfül-
lung der Aufgaben der Genossenschaft oder nach Maßgabe des Haus-
haltsplanes zur Bildung von Rücklagen oder zu anderen Zwecken zu
verwenden sind, an die Mitglieder auszuschütten. Sie sind bis zu ihrer
Verwendung verzinslich anzulegen. Durch den Beschluss über die Bil-
dung von Rücklagen oder die anderweitige Verwendung der Einnah-
men wird der Anspruch des Jagdgenossen, der dem Beschluss nicht
zugestimmt hat, auf Auszahlung seines Anteils am Reinertrag der Jagd-
nutzung gem. § 10 Abs. 3 BJG nicht berührt.

5) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft dürfen Umlagen nur er-
hoben werden, wenn und soweit dies zum Ausgleich des Haushalts-
planes unabweisbar notwendig ist.

§ 16
Verpachtung

Das Jagdausübungsrecht wird freihändig vergeben.

§ 17
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft

1) Die Satzung und Änderungen der Satzung sind mit der Genehmigungs-
verfügung der Aufsichtsbehörde im Amtsblatt des Amtes Biesenthal-
Barnim bekannt zu machen.

2) Die Bestimmung des Abs. 1 gilt auch für sonstige Bekanntmachungen
der Jagdgenossenschaft, insbesondere der Einladung zur Genossen-
schaftsversammlung, des Haushaltsplanes, der Beschlüsse über die
Festsetzung von Umlagen und der Beschlüsse über die Verwendung
des Reinertrages nach § 10 Abs. 3 BJG.

3) Auswärtige Jagdgenossen sind verpflichtet, einen am Sitz der Jagd-
genossenschaft wohnenden Zustellungsbevollmächtigten/ Empfangs-
bevollmächtigten zu benennen.

§ 18
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

1) Die Satzung wird gemäß § 10 Abs. 2 BbgJagdG mit der Bekanntma-
chung ihrer Genehmigung und ihrer Veröffentlichung rechtsverbind-
lich.

2) Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung tritt gleichzeitig die bisherige
Satzung vom 04. 10. 2000 außer Kraft.

Der Jagdvorstand
Vorsitzender

_______________
gez. Marzok

Beisitzer Beisitzer
____________________ ____________________
gez. Huwe gez. Zerbe

Landkreis Barnim
der Landrat

Vors. der Jagdgenossenschaft Biesenthal
Herrn Dr. Kuno Marzok
Seidenbeutelweg 2
16359 Biesenthal

03.06.2008

Genehmigungsverfügung
Sehr geehrter Herr Dr. Marzok,

die Satzung der Jagdgenossenschaft Biesenthal, welche auf der Mitglieder-
versammlung am 27.05.2008 beschlossen wurde, wird von mir, gemäß §
10 Absatz 2 des Jagdgesetzes für das Land Brandenburg (BbgJagdG) vom
09. Oktober 2003, genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid  kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch erhoben werden.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landkreis Barnim,
Dienstleistungs- und Verwaltungszentrum, Paul-Wunderlich-Haus, Ordnungs-
amt, Am Markt 1 in 16225 Eberswalde einzulegen.

Mit freundlichem Gruß
Im Auftrag
gez. Zerche
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Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung der Länder Berlin und Branden-
burg informiert die Öffentlichkeit gemäß § 7 Abs. 3 der Gemeinsamen
Raumordnungsverfahrensverordnung über den Abschluss des Raumord-
nungsverfahrens (ROV) für das Vorhaben

“Regionalflughafen Eberswalde - Finow“.

Im Verfahren wurden die Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange
und die Anregungen und Bedenken aus der Öffentlichkeitsbeteiligung  be-
rücksichtigt.

Die raumordnerische Gesamtabwägung kommt zu dem Ergebnis,
dass das beantragte Vorhaben mit den derzeit geltenden Zielen
der Raumordnung zur Flughafenplanung (Z 1 LEP FS und Z 2.5.1
LEP GR) sowie mit dem in Aufstellung befindlichen Ziel der Raum-
ordnung im Entwurf des Landesentwicklungsplanes Berlin-
Brandenburg (Z 6.6 LEP B-B) nicht vereinbar ist.

Im Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung und der FFH-Vor-
prüfung sind Konflikte ermittelt worden, die jedoch bei Erfüllung
von Maßgaben ausgeräumt werden könnten.

Die Landesplanerische Beurteilung hat gegenüber dem Träger des Vorha-
bens und  gegenüber dem Einzelnen keine unmittelbare Rechtswirkung

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

Bekanntmachung
des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung des Landes Brandenburg

und ersetzt nicht die Genehmigungen, Planfeststellungen oder sonstigen
Entscheidungen nach anderen Rechtsvorschriften. Im Rahmen eines ggf.
nachfolgenden Planfeststellungsverfahrens ist die Abarbeitung der im
Raumordnungsverfahren erteilten Maßgaben nachzuweisen.

Die Landesplanerische Beurteilung zum Vorhaben “Regionalflughafen Ebers-
walde-Finow“ kann ab sofort eingesehen werden:

im Amt Biesenthal-Barnim
Bauverwaltung, Haus 2, Foyer, Plottkeallee 5, 16359 Biesenthal
zu den üblichen Dienststunden

und in der Kreisverwaltung Barnim
Paul Wunderlich Haus, Strukturentwicklungsamt,
Haus D, Raum D 323
Am Markt 1
16225 Eberswalde
Dienstags von 9.00 - 18.00 Uhr
oder nach telefonischer Vereinbarung unter 03334/2141862, Frau Pellack.

Außerdem besteht die Möglichkeit, Einsicht in die Landesplanerische Beur-
teilung bei der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung, Referat GL 6,
Müllroser Chaussee 50, in 15236 Frankfurt (Oder) während der allgemei-
nen Dienstzeit zu nehmen.
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